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A. Problem und Regelungsbedürfnis

Mit dem vorliegenden Gesetz wird das Landesaufnahmegesetz vom 21. Dezem-
ber 1993 (GVBl. S. 627, BS 26-2) aufgrund nachfolgend aufgeführter Regelungsbe-
dürfnisse überarbeitet. Neu zu regeln ist die Verteilung der durch den Bund auf 
Grundlage des MPK-Beschlusses vom 7. April 2022 (zu finden über www.land.nrw/
mpk) zur Verfügung gestellten 96 Mio. Euro zur Unterstützung des Landes und der 
Kommunen bei der Fluchtaufnahme aus der Ukraine. 64 Mio. Euro dieses Betrags 
wird in Rheinland-Pfalz den Kommunen zufließen. Dies erfolgt pauschal. Aufgrund 
des atypischen Aufnahmegeschehens mit Schwerpunkt an Direktaufnahmen in den 
Kommunen konnte die gleichmäßige Verteilung der immer noch dynamischen 
Fluchtbewegung auf die Landkreise und kreisfreien Städte landesseitig bislang nur 
begrenzt gesteuert werden. Daher erfolgt die Mittelverteilung nach der Anzahl der 
mit Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) in 
der Fassung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162) oder zumindest einer Fiktions-
bescheinigung nach § 81 Abs. 5 AufenthG versehenen Vertriebenen in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten zu zwei verschiedenen Zeitpunkten. Über die An-
passung des § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Landesaufnahmegesetzes wird die Zuständigkeit der 
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) für die Auszahlung der Mittel nach 
§ 3 c des Landesaufnahmegesetzes festgelegt.

Es bedarf einer Klarstellung, dass unterschiedliche Verteilquoten für unterschied-
liche aufzunehmende Gruppen gebildet werden können.

Es bedarf einer rückwirkenden gesetzlichen Regelung im Nachgang zur Flutka-
tastrophe, da eine Einbindung des Landkreises Ahrweiler in die Fluchtaufnahme 
dauerhaft gestört ist. Der bisherige Verteilstopp bewirkt keine Suspendierung von 
der Aufnahme- und Unterbringungsverpflichtung, sondern lediglich eine zeitliche 
Verschiebung. Insbesondere die Situation im Landkreis Ahrweiler hat das Erforder-
nis nach einer entsprechenden Ermächtigungsgrundlage des Landes aufgezeigt, um 
rückwirkend aber auch zukünftig auf derartige extreme Situationen reagieren zu 
können. Daher bedarf es einer ergänzenden Regelung, um die betroffenen Kommu-
nen bei der Bewältigung derartiger Notlagen durch eine temporäre Aussetzung der 
Aufnahme- und Unterbringungsverpflichtung im Rahmen des Landesaufnahmege-
setzes entlasten zu können.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf trägt dem unter Buchstabe A. aufgezeigten Regelungsbedürfnis 
Rechnung.

C. Alternativen

Im Rahmen der Zielsetzung keine.

G e s e t z e n t w u r f

der Fraktionen der SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und FREIE WÄHLER

…tes Landesgesetz zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes
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D. Kosten

Durch die Beteiligung der Landkreise und kreisfreien Städte an den durch den Bund 
für die Unterbringung, Verpflegung und Betreuung der aus der Ukraine vertriebe-
nen Menschen bereitgestellten Mittel entstehen dem Land im Jahr 2022 einmalige 
Ausgaben in Höhe von 64 Mio. Euro. Den Ausgaben stehen Mittel aus der Betei-
ligung des Bundes an den Kosten für die Unterbringung, Verpflegung und Betreu-
ung der aus der Ukraine vertriebenen Menschen in Höhe von 96 Mio. Euro (Anteil 
Rheinland-Pfalz) gegenüber. Hiervon werden also Zweidrittel der Gesamtmittel an 
die rheinland-pfälzischen Kommunen weitergeleitet.

Durch die temporäre Suspendierung der Aufnahme- und Unterbringungsverpflich-
tung im Falle eines Großschadensereignisses, das die Aufnahmefähigkeit der betrof-
fenen kommunalen Gebietskörperschaft prognostisch tiefgreifend und für die Dauer 
von mindestens sechs Monaten beeinträchtigt, wird die von der Suspendierung be-
günstigte Kommune zugleich von den aus der Aufnahme- und Unterbringung der 
verteilten Personen resultierenden Kosten entlastet.
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… t e s  L a n d e s g e s e t z 
zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Landesaufnahmegesetz vom 21. Dezember 1993 (GVBl. 
S. 627), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
18. November 2020 (GVBl. S. 606), BS 26-2, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Halbsatz 1 Nr. 4 wird die Angabe „vom 
30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950)“ durch die Angabe „in der 
Fassung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162)“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2015 (BGBl. I 
S. 1802),“ gestrichen.

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „27. Juli 1993 (BGBl. I 
S. 1361)“ durch die Angabe „2. September 2008 (BGBl. I 
S. 1798)“ ersetzt.

3. Nach § 3 b wird folgender § 3 c eingefügt:

„§ 3c 
Sonderzahlung für die Aufnahme  

ukrainischer Vertriebener

 Die Landkreise und kreisfreien Städte erhalten im 
Jahr 2022 einmalig 64 000 000 EUR zur Unterstützung bei 
der Aufnahme, Unterbringung und Integration von Men-
schen, die in Folge des Krieges in der Ukraine seit dem 
24. Februar 2022 nach Rheinland-Pfalz geflohen sind. Von 
dem in Satz 1 genannten Betrag werden 32 000 000 EUR 
entsprechend des Anteils der Landkreise und kreisfreien 
Städte an der Summe der zum Stichtag 30. Juni 2022 im 
Ausländerzentralregister erfassten Vertriebenen mit Auf-
enthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG oder zu-
mindest entsprechender Fiktionsbescheinigung nach § 81 
Abs. 5 AufenthG ausgezahlt. Von dem in Satz 1 genann-
ten Betrag werden weitere 32 000 000 EUR entsprechend 
des Anteils der Landkreise und kreisfreien Städte an der 
Summe der zum Stichtag 15. Oktober 2022 im Auslän-
derzentralregister erfassten Vertriebenen mit Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG oder zumindest 
entsprechender Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 5 
AufenthG ausgezahlt. Die Landkreise beteiligen die Ge-
meinden und Gemeindeverbände auf ihrem Gebiet an den 
Sonderzahlungen.“
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4. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 werden nach der Angabe „§ 3 b“ die 
Worte „sowie die Auszahlung der Sonderzahlung für die 
Aufnahme ukrainischer Vertriebener nach § 3 c,“ eingefügt. 

5. § 6 erhält folgende Fassung:

 „§ 6 
Durchführungsbestimmungen

(1) Das fachlich zuständige Ministerium oder die von ihm 
durch Rechtsverordnung bestimmte Stelle regelt das Ver-
fahren zur Verteilung der Personen auf die Landkreise 
und die kreisfreien Städte sowie die Verteilquoten.

(2) Beeinträchtigt ein Großschadensereignis die Aufnah-
mefähigkeit eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt 
prognostisch tiefgreifend und für die Dauer von mindes-
tens sechs Monaten, kann das fachlich zuständige Minis-
terium auf Antrag die weitere Verteilung aussetzen und 
insoweit eine befristete Befreiung von der Aufnahme- und 
Unterbringungsverpflichtung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Halb-
satz 1 erlassen. Den Antrag nach Satz 1 stellt die Landrätin 
oder der Landrat oder die Oberbürgermeisterin oder der 
Oberbürgermeister. Satz 1 steht einer Aufnahme im Ein-
vernehmen mit der betroffenen Gebietskörperschaft nicht 
entgegen. 

(3) Im Fall des Landkreises Ahrweiler ist die weitere Ver-
teilung mit Wirkung vom 15. Juli 2021 bis zu einer ande-
ren Entscheidung des fachlich zuständigen Ministeriums 
ausgesetzt und der Landkreis Ahrweiler insoweit von der 
Aufnahme- und Unterbringungsverpflichtung nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 befreit; das Einvernehmen für 
vom Landkreis Aufgenommene gilt als erteilt.

(4) Die zur Durchführung des Asylbewerberleistungsge-
setzes und dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften erlässt das fachlich 
zuständige Ministerium.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Für die Fraktion
der SPD:

Martin Haller

Für die Fraktion
der FDP:

Marco Weber

Für die Fraktion
der CDU:

Martin Brandl

Für die Fraktion
FREIE WÄHLER:

Stephan Wefelscheid

Für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Pia Schellhammer


